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C. Amtliche Bekanntmachung anderer Körperschaften, Anstalten  
 und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
 
 Ev.-luth. Kirchengemeinde Dassensen-Wellersen  
 
 Friedhofsgebührenordnung (FGO) 
 
   



Bekanntmachung der Kreiswahlleiterin 
für den Landkreis Northeim

Der Kreiswahlausschuss für die Kommunalwahlen am 13. September 2026 im 
Landkreis Northeim tritt am

Montag, 27. Juli 2026 um 13:00 Uhr
im Besprechungsraum III des Kreishauses (1. UG),

Medenheimer Straße 6/8, 37154 Northeim

zu einer öffentlichen Sitzung, zu der jedermann Zutritt hat, zusammen.

Tagesordnung

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung und der 
Beschlussfähigkeit

2. Bestellung einer Schriftführerin oder eines Schriftführers
3. Verpflichtung der Mitglieder des Kreiswahlausschusses
4. Einführung in die Aufgaben des Kreiswahlausschusses
5. Bericht über die Ergebnisse der Vorprüfung der Wahlvorschläge
6. Prüfung und Zulassung der eingereichten Wahlvorschläge für die Kreiswahl im 

Landkreis Northeim
7. Prüfung und Zulassung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl einer Landrätin 

oder eines Landrates im Landkreis Northeim

Northeim, den 20. Juli 2026

Die Kreiswahlleiterin

Astrid Klinkert-Kittel
Landrätin
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I. Nachtrag zur Satzung der Stadt Moringen über die Gewährung 
von Aufwandsentschädigung, Verdienstausfall, Auslagenersatz und 

Reisekostenentschädigung (Entschädigungssatzung) 
 
Aufgrund der §§ 10, 44 und 55 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), in 
der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Moringen in seiner Sitzung am 
24.02.2022, zuletzt geändert durch den I. Nachtrag vom 25.06.2026, folgende 
Entschädigungssatzung beschlossen. 
 

Artikel I 
 
§ 2 (Entschädigung für Ratsfrauen und Ratsherren) wird wie folgt verändert: 
 
Die Höhe der Aufwandsentschädigung für die Ratsfrauen und Ratsherren sowie die 
Sitzungsgelder der Ratsmitglieder sowie der Vorsitzenden wird wie folgt in Absatz 1 
angehoben:  
 

(1) Zur Wahrnehmung ihres Mandats erhalten die Ratsfrauen und Ratsherren gem. 
§ 55 NKomVG eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 70,00 € 
und ein Sitzungsgeld für die Teilnahme an Rats-, Verwaltungsausschuss- und 
Ratsausschusssitzungen in Höhe von 21,00 € . Der oder die Vorsitzende erhält 
für ihren oder seinen Aufwand ein erhöhtes Sitzungsgeld in Höhe von 42,00 € 
für die Leitung der Sitzungen.  

 
Die Höhe des Verdienstausfalls sowie der Maximalbetrag pro Tag für die Ratsfrauen 
und Ratsherren wird wie folgt in Absatz 4 angehoben: 
 

(4) Neben der Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 haben die Ratsfrauen und   
     Ratsherren gem. § 44 Abs. 1 NKomVG Anspruch Ersatz ihres nachgewiesenen     
     Verdienstausfalls, der infolge der Wahrnehmung des Mandats eintritt. Der   
     Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls erfolgt bis zu einem  
     Höchstbetrag von 29,00 € pro Stunde und darf 174,00 € je   
     Sitzungstag nicht übersteigen. 

 
Der letzte Satz wird in Absatz 6 eingefügt:  
 

(6) Ratsfrauen und Ratsherren, die keine Ersatzansprüche nach den Absätzen 4  
und 5 geltend machen können, denen aber im beruflichen oder häuslichen  
Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen der  
versäumten Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen  
werden kann, erhalten auf Antrag einen Pauschalbetrag je Stunde von 12,00 €.  
Der Pauschalbetrag darf 72,00 € je Sitzungstag nicht überschreiten.  

 
Die Betreuung von pflegebedürftigen Angehörigen wird in Absatz 7 inkludiert: 
  

(7) Für die notwendige und nachgewiesene Betreuung von Kindern bis zur  
     Vollendung des 14. Lebensjahres sowie für mandatsbedingte Auslagen für   
     die Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger gilt Abs. 6 entsprechend. 
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Artikel II 
 

§ 3 (Aufwandsentschädigung für die stellv. Bürgermeister/innen, die 
Beigeordneten und die Fraktions- / Gruppenvorsitzenden sowie den 
Ratsvorsitz) wird wie folgt verändert:  
 
Die Aufwandsentschädigungen der Ziffern d und e in Absatz 1 werden in Absatz 1 
erhöht:  
 
(1) Zusätzlich zu der Entschädigung nach § 2 erhalten für nachfolgende Funktionen 
eine monatliche Aufwandsentschädigung je Funktion in folgender Höhe: 
 
a. die / der 1. stellv. Bürgermeister/in  35,00 € 
b. die / der 2. stellv. Bürgermeister/in  25,00 € 
c. die / der 3. stellv. Bürgermeister/in  15,00 € 
d. die Beigeordneten und Verwaltungsausschuss- 

mitglieder nach § 74 Abs. 1, Nr. 3 NKomVG 45,00 € 
e. die Fraktions- / Gruppenvorsitzenden sowie  

der oder die Ratsvorsitzende   55,00 € 
 

  
 

Artikel III 
 
§ 4 (Fahrtkostenentschädigung) wird wie folgt ergänzt: 
 
Die Höhe der Fahrtkostenerstattung in Zone 2 und Zone 3 wird in Absatz 1 
angehoben: 
  

(1) Die Fahrkosten, die unmittelbar aus der Wahrnehmung des Mandats innerhalb 
des Stadtgebietes entstehen, werden nach Pauschalsätzen erstattet. Der 
Bereich der Stadt wird dabei in Zonen eingeteilt. Die Zone 1 umfasst die 
Ortschaft Moringen, die Zone 2 die Ortschaften Blankenhagen, Großenrode, 
Lutterbeck, Nienhagen, Oldenrode sowie Thüdinghausen und die Zone 3 die 
Ortschaften Behrensen und Fredelsloh. Maßgebend für die Zuordnung zu einer 
Zone ist der Wohnsitz der / des Empfangsberechtigten. Die 
Fahrkostenerstattung beträgt bei Teilnahme in Präsenz 2,00 € je Sitzung in der 
Zone 1 3,80 € je Sitzung in der Zone 2 und 5,50 € je Sitzung in der Zone 3. 

 
 

Artikel IV 
 
§ 5 (Entschädigung für die Mitglieder der Ortsräte) wird wie folgt geändert bzw. 
ergänzt: 
 
Die Aufwandsentschädigung der Ortsratsmitglieder sowie das Sitzungsgeld wird in 
Absatz 1 erhöht:  
 

(1) Die Mitglieder der Ortsräte erhalten als Ersatz ihrer Auslagen eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 17,50 € und ein Sitzungsgeld für die 
Teilnahme an Ortsratssitzungen in Höhe von 21,00 €. 

 
Die Aufwandsentschädigung der Ortsbürgermeister*innen wird in Absatz 2 angepasst:  
 

(2) Die Ortsbürgermeister/innen erhalten zusätzlich zu der 
Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 eine monatliche Aufwandsentschädigung 
in Höhe von 52,00 €. 
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Die Entschädigung für die stellvertretenden Ortsbürgermeister/innen wird angehoben:  
 

(1) Die stellvertretenden Ortsbürgermeister/innen erhalten zusätzlich zu der 
Entschädigung nach Abs. 1 eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 5,50 €.  

 
 

 
Artikel V 

 
§ 6 (Entschädigung für nicht dem Rat angehörende Ausschussmitglieder) wird 
in Absatz wie folgt verändert bzw. ergänzt: 

  
Das Sitzungsgeld wird in Absatz 1 für beratende Mitglieder erhöht:  
 

(1) Die nicht dem Rat angehörenden Ausschussmitglieder erhalten eine 
Fahrkosten- und Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 21,00 
€ je Sitzung zzgl. einer Fahrtkostenentschädigung entsprechend § 4 Abs. 1. 
Beratende Mitglieder erhalten zudem für die selbstverpflichtende Teilnahme an 
der digitalen Gremienarbeit eine Entschädigung pro Sitzung in Höhe von 2,00 
€ für den zusätzlichen Aufwand. 

 
Die Betreuung von pflegebedürftigen Angehörigen wird in Absatz 2 inkludiert: 
 

(2) Für die Erstattung des Verdienstausfalls und der Kinderbetreuungskosten sowie 
mandatsbedingter Auslagen für die Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger ist 
§ 2 Abs. 4 bis 8 sinngemäß anzuwenden. 
 

Artikel VI 
 

§ 7 (Aufwandsentschädigung für die Ortsvorsteher/innen und 
Ortsbeauftragten) wird wie folgt verändert:  

 
Die Aufwandsentschädigungen für die Ortsvorsteher/innen sowie Ortsbeauftragten 
wird in Absatz 1 angehoben:  
 

(1) Für die Wahrnehmung von Hilfsfunktionen für die Stadtverwaltung erhalten die 
als Ehrenbeamte tätigen Ortsvorsteher/innen und Ortsbeauftragten der 
Ortschaften als Ersatz ihrer Auslagen, des Verdienstausfalls und des 
Pauschalstundensatzes einschließlich der Aufwendungen für 
Fernsprecheinrichtungen folgende monatliche Aufwandsentschädigung: 

 
   Behrensen     115,00 € 
   Blankenhagen      80,00 € 
   Fredelsloh     210,00 € 
   Großenrode     125,00 € 
   Lutterbeck     110,00 € 
   Nienhagen     130,00 € 
   Oldenrode       90,00 € 
   Thüdinghausen                125,00 € 
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Artikel VII 
 

§ 8 (Entschädigung für sonstige ehrenamtlich Tätige) wird wie folgt verändert: 
 

Die Aufwandsentschädigungen für die Gleichstellungsbeauftragte und die 
Stadtarchivarin wird in Absatz 1 angehoben:  
 

(1) Die nachstehend genannten ehrenamtlich Tätigen erhalten als Ersatz ihrer 
Auslagen, des Verdienstausfalls und des Pauschalstundensatzes, 
einschließlich der Aufwendungen für Fernsprecheinrichtungen, eine 
monatliche Aufwandsentschädigung in folgender Höhe: 

 
 Stadtarchivar/in                  140,00 € 
 Gleichstellungsbeauftragte     115,00 € 
 

Mit der Gewährung der Aufwandsentschädigung sind grundsätzlich alle mit 
der ehrenamtlichen Funktion verbundenen Auslagen abgegolten. 

 
In Absatz 2 wird die jährliche Kostenpauschale für die Schiedsperson und die 
stellvertretende Schiedsperson angehoben:  
 

(2) Die Schiedsperson der Stadt Moringen erhält zusätzlich zur fest geschriebenen 
Verfahrensgebühr nach dem Niedersächsischen Schiedsämtergesetz – 
NschÄG zur Abgeltung ihrer Sachkosten eine jährliche Kostenpauschale in 
Höhe von 280,00 €. Die stellvertretende Schiedsperson erhält eine jährliche 
Kostenpauschale in Höhe von 115,00 €. 

 
In Absatz wird der Pauschalstundensatz angehoben und ein Höchstbetrag eingepflegt:  
  

(4) Für die Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeit wird höchstens ein Verdienstausfall 
und ein Pauschalstundensatz (§ 44 Abs. 2 NKomVG) von 29,00 € je Stunde 
gezahlt. Der Höchstbetrag darf 174,00 € je Sitzungstag nicht überschreiten. § 
2 Abs. 4 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.  

 
Die Betreuung von pflegebedürftigen Angehörigen wird in Absatz 5 inkludiert: 
 
(5) Für die Erstattung der Auslagen einschließlich der Aufwendungen für eine 
Kinderbetreuung von Kindern bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres sowie 
mandatsbedingte Auslagen für die Betreuung von pflegebedürftigen Angehörigen gilt 
§ 2 Abs. 7 entsprechend. 
 

 

Artikel VIII 
 
Der I. Nachtrag tritt zum 01.11.2026 in Kraft. 
 
Moringen, den 25.06.2026 
 

Stadt Moringen 
 
 
 

Heike Müller-Otte  
Bürgermeisterin 
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Friedhofsgebührenordnung (FGO) 

für den Friedhof 

der Ev.-luth. Kirchengemeinde Dassensen-Wellersen in 37574 Einbeck, 

Ortsteil Dassensen. 

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe 
(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und § 
32 der Friedhofsordnung hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde 
Dassensen-Wellersen für den Friedhof in 37574 Einbeck - Dassensen am 23.06.2026 
folgende Friedhofsgebührenordnung beschlossen: 

§ 1
Allgemeines 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6 
aufgeführte Leistungen der Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach dieser 
Gebührenordnung erhoben. 

§ 2
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist

1. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung
beantragt oder durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat,

2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat,

3. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche
Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft
Gesetzes haftet.

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist

1. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen
wird,

2. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche
Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft
Gesetzes haftet.

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 3
Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung
des Nutzungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte bzw. bereits mit der
Verlängerung des Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der
Grabstätte.

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der
Inanspruchnahme der jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung.

(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der
Verwaltungshandlung.
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§ 4 
Festsetzung und Fälligkeit 

 

(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren 
sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und 
Leistungen verweigern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder 
eine entsprechende Sicherheit nicht geleistet ist. 

 

(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 

 

§ 5 

Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren 

 

(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so ist für jeden 
angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten 
rückständigen Gebührenbetrages zu entrichten; abzurunden ist auf den nächsten durch 
50 Euro teilbaren Betrag. 

 

(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch die 
Gebührenschuldnerin bzw. den Gebührenschuldner zu erstatten. 

 

(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im 
Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der 
Vollstreckungsschuldner bzw. die Vollstreckungsschuldnerin zu tragen. 

 

§ 6 
Gebührentarif 

 

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten: 

 

1. Wahlgrabstätte 

  für 30 Jahre – je Grabstätte mit 1 Grabstelle:  935,00 € 
 für jedes Jahr der Verlängerung  30,00 € 

 

2. Rasengrabstätte:  (einschließlich Pflege, Abräumen der Kränze und Gestecke) 

     für 30 Jahre:  1.115,00 € 

     für jedes Jahr der Verlängerung  35,00 € 

     für die Erstellung und Lieferung der Grabplatte bei Beisetzung 710,00 € 

 

3. Doppel-Wahlgrabstätte: (siehe § 14 Friedhofsordnung)  

 für 30 Jahre – je Grabstätte mit 2 Grabstellen - : 

     1.355,00 € 
für jedes Jahr der Verlängerung  45,00 € 
 

4. Urnenreihengrabstätte: 

 für 30 Jahre:  680,00 € 
 

5. Urnenrasengrabstätten: (einschließlich Pflege, Abräumen der Kränze und Gestecke)  

    für 30 Jahre – je Grabstelle:  815,00 € 
    für jedes Jahr der Verlängerung – je Grabstelle  25,00 € 

    für die Erstellung und Lieferung der Grabplatte bei Beisetzung 710,00 € 
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6. Doppel-Urnenwahlgrabstätte: (siehe § 17 Friedhofsordnung, bis zu 2 Urnen je Grabstätte) 

 für 30 Jahre – je Grabstätte für 2 Urnen:  750,00 € 

für jedes Jahr der Verlängerung  25,00 €  
    

5. Zusätzliche Bestattung einer Urne in einer bereits belegten Wahl- oder Urnenwahl-
grabstätte gemäß § 11 Abs. 5 der Friedhofsordnung: 

 

a) Eine Gebühr zur Anpassung an die neue Ruhezeit und 

b) eine Gebühr gemäß § 6 II. Nr. 2.) 

 

 6. Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen 

Kalenderjahren möglich. 

 

Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlängerung des Nutzungsrechtes 

wird für die gesamte Nutzungszeit im Voraus erhoben. 

 

II. Gebühren für die Bestattung: 

 

Für das Ausheben und Verfüllen der Grabes (nur bei Rasengrabstätten auch einschließlich 
Abräumen der Kränze und der überflüssigen Erde) : 

 

1. für eine Erdbestattung:  840,00 € 

2. für eine Urnenbestattung:                                   160,00 € 

 

III. Verwaltungsgebühren: 

 

a)  für die Genehmigung zur Errichtung oder Änderung: 100,00 € 

 

b)  für die laufende Überprüfung der Standsicherheit während der  

        Dauer des Nutzungsrechts 

        (hierunter fallen nicht liegende Grabmale): 150,00 € 
 

c)  für die laufende Überprüfung der Standsicherheit 

        (hierunter fallen nicht liegende Grabmale) 

        bei der Verlängerung von Nutzungsrechten für 

     jedes Jahr der Verlängerung = 1/30 von b: 5,00 € 
     

  

IV. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer / Friedhofskapelle: 

 

1. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer 

    - entfällt -  

2. Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle 

    je Trauerfeier:  295,00 €       

 

V. Vorzeitige Rückgabe von Nutzungsrechten an belegten Grabstellen 

 

Für jedes noch nicht abgelaufene volle Jahr bis zum Ablauf der Ruhefrist 

- je Reihen /Wahlgrabstelle /je Urnengrabstätte - :                                50,00 €  
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§ 7 

 

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von der 

Friedhofsverwaltung nach dem jeweiligen Aufwand berechnet. 

 

§ 8 

Schlussvorschriften 

 

(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tage nach der 

öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die Friedhofsgebühren-

ordnung in der Fassung vom 10.12.2019 außer Kraft. 

 

Dassensen, den 23.06.2026 

 

Der Kirchenvorstand:    

                            gez. Silvia Huschebeck  

        Vorsitzende(r) 

 

Siegel gez. Anette Bode 

     Kirchenvorsteher 

 

 

--------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

 

Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wird hiermit gemäß § 66 Abs. 1 in 

Verbindung mit § 66 Absatz 3 Nummer 2 der Kirchengemeindeordnung 

kirchenaufsichtlich genehmigt. 

 

Northeim, den 16.07.2026 

 

Der Kirchenkreisvorstand: 

 

 

 

genehmigt unter lfd. Nr 2884/2026 

 

 

   Siegel  L.S. 

 

         Gez. Slawik 

 

 

 

 

 

 

 

 

Veröffentlicht im Amtsblatt des Landkreises Northeim am ______________, Nr. ____ 
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